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Allgemeine Verkaufs-  
und Lieferbedingungen 

Für Unternehmer (B2B) 

zwischen 
Elsner Elektronik GmbH 
Sohlengrund 16 
75395 Ostelsheim 
Deutschland 
Telefon: +49 (0) 70 33 / 30 945-0 
Telefax: +49 (0) 70 33 / 30 945-20 
E-Mail: info@elsner-elektronik.de 
eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Stuttgart unter 
HRB 331386,  
vertreten durch Bastian Elsner, Jutta Elsner, Lina Elsner, 
USt-Identifikations-Nr.: DE 812 151 291 
- im Folgenden „Anbieter“ –  
und  
Kunden, die Unternehmer im Sinne von § 14 BGB sind, 
- im Folgenden „Besteller“ – . 

§ 1 Allgemeines 

(1) Sämtliche Angebote, Lieferungen und Leistungen erfolgen aus-
schließlich auf Grund dieser Geschäftsbedingungen mit Ausnahme 
der Rahmenverträge, bei diesen gelten die Allgemeinen Rahmenbe-
dingungen der Elsner Elektronik GmbH ergänzend. Sie sind Bestand-
teil aller Verträge, die der Verwender mit dem Besteller über Liefe-
rungen oder Leistungen schließt. Ältere Geschäftsbedingungen ver-
lieren hiermit ihre Gültigkeit. 
 
(2) Geschäftsbedingungen des Bestellers finden keine Anwendung, 
auch wenn der Verwender diesen im Einzelfall nicht gesondert wi-
derspricht. Selbst wenn der Verkäufer auf ein Schreiben Bezug 
nimmt, das Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder eines 
Dritten enthält oder auf solche verweist, liegt darin kein Einverständ-
nis mit der Geltung jener Geschäftsbedingungen 
 
(3) Diese Geschäftsbedingungen gelten auch für alle zukünftigen An-
gebote, Lieferungen und Leistungen an den Besteller, auch wenn sie 
nicht nochmals gesondert vereinbart werden. 

§ 2 Angebot und Vertragsabschluss 

(1) Die Angebote sind freibleibend und unverbindlich. Alle Verträge 
über Lieferungen und Leistungen sowie alle sonstigen Vereinbarun-
gen und rechtserheblichen Erklärungen bedürfen zu ihrer Rechts-
wirksamkeit der schriftlichen oder per Telefax erfolgenden Bestäti-
gung des Verwenders. Das gilt auch für Ergänzungen und Abände-
rungen. 
 
(2) Angaben zum Gegenstand der Lieferung oder der Leistung (z.B. 
Gewichte, Maße und technische Daten) sowie Darstellungen dersel-
ben (z.B. Zeichnungen und Abbildungen) geben nur Anhaltspunkte. 

Sie sind keine zugesicherten Eigenschaften, sondern Beschreibun-
gen oder Kennzeichnungen der Lieferung oder Leistung. 
 
(3) Handelsübliche Abweichungen und Abweichungen, die auf Grund 
rechtlicher Vorschriften erfolgen oder technische Verbesserungen 
darstellen, sind zulässig, soweit sie die Verwendbarkeit zum vertrag-
lich vorgesehenen Zweck nicht beeinträchtigen. 
 
(4) Bestellungen oder Aufträge kann der Verwender innerhalb von 2 
Wochen annehmen. 
 
(5) An abgegebenen Angeboten, Kostenvoranschlägen, dem Bestel-
ler zur Verfügung gestellten Zeichnungen, Berechnungen, Beschrei-
bungen, Modellen, Werkzeugen und anderen Unterlagen und Hilfs-
mitteln behält sich der Verwender das Eigentum oder Urheberrecht 
vor. Der Besteller darf diese Gegenstände ohne ausdrückliche Zu-
stimmung des Verwenders Dritten nicht zugänglich machen oder be-
kannt geben, nutzen oder vervielfältigen. Er hat dieselben auf Verlan-
gen vollständig und ohne Einbehaltung von Kopien an den Verwen-
der zurückzugeben. 

§ 3 Preise 

(1) Die Preise gelten für den in der Auftragsbestätigung aufgeführten 
Leistungs- und Lieferungsumfang. Mehr- oder Sonderleistungen 
werden gesondert berechnet. Bestehen keine angebots- oder kun-
denspezifische Preisvereinbarungen, so werden erteilte Aufträge zu 
den am Tag der Auftragsbestätigung jeweils gültigen Listenpreisen 
ausgeführt. 
 
(2) Der Besteller hat die Kosten für Verpackung und Versand zu tra-
gen. Ab einem Warenwert von 100,00 € netto (119,00 € inkl. MwSt.) 
versendet der Verwender Webshop-Bestellungen innerhalb Deutsch-
lands versandkostenfrei! Dies gilt nur für Artikel, die im Webshop er-
hältlich sind. Ausgenommen sind Sperrgut-Lieferungen. 
 
(3) Die Rückgabe gelieferter mangelfreier Gegenstände ist nur zuläs-
sig, wenn der Verwender der Rückgabe vor der Rücksendung schrift-
lich oder durch Telefax zugestimmt hat. Die Zustimmung zur Rück-
gabe steht stets unter dem Vorbehalt, dass es sich bei der Rückgabe 
um originalverpackte, unbeschädigte und verkaufsfähige Ware han-
delt. Für Rückgaben aus mangelfrei ausgeführten Bestellungen hat 
der Besteller an den Verwender eine Bearbeitungsgebühr von 20 % 
des Verkaufspreises zu zahlen. Gelieferte mangelfreie Gegenstände, 
die ohne Zustimmung an den Verwender zurückgesandt werden 
oder sich bei der Rückgabe nicht in originalverpacktem, unbeschä-
digtem und verkaufsfähigem Zustand befinden, bleiben verkauft und 
sind vom Besteller zu bezahlen. Der Verwender kann diese Ware je-
derzeit auf Kosten des Bestellers an diesen zurücksenden. 
 
(4) Sollten sich einzelne Nettoeinkaufspreise während der Vertrags-
laufzeit gravierend verändern ist die Elsner Elektronik GmbH berech-
tigt, die Verkaufspreise anzupassen, jedoch nur insoweit als sich die 
bei dem jeweiligen Vorprodukt eingetretene Preisänderung anteilig 
auf den Preis des Endprodukts auswirkt. Bei einer Preisanpassung 
über 15% steht dem Vertragspartner ein Rücktrittsrecht zu. Die Els-
ner Elektronik GmbH hat auf das Rücktrittsrecht hinzuweisen, wenn 
eine Preisanpassung erfolgt. Die Kündigung hat spätestens zwei 
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Wochen nach Mitteilung der Anpassung des Preises in Textform an 
die die Elsner Elektronik GmbH zu erfolgen. 

§ 4 Fristen, Termine, Rücktritt, Gefahrübergang 

(1) Lieferfristen und -termine sowie Leistungsfristen und -termine 
gelten stets nur annähernd, es sei denn, dass eine feste Frist oder 
ein fester Termin vereinbart wurde. Sofern Versendung vereinbart 
wurde, beziehen sich Lieferfristen und Liefertermine auf den Zeit-
punkt der Übergabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst mit 
dem Transport beauftragte Personen oder Unternehmen. Ansonsten 
genügt zur Wahrung von Lieferfristen und Lieferterminen die recht-
zeitige Versandbereitschaft, sofern sie dem Besteller gemeldet 
wurde. 
 
(2) Der Lauf der Liefer- und Leistungsfristen beginnt nicht vor Ein-
gang einer etwa vereinbarten Anzahlung. Liefer- und Leistungsfris-
ten verlängern sich um den Zeitraum, in dem der Besteller seinen 
Verpflichtungen aus der Geschäftsverbindung mit dem Verwender 
nicht nachkommt. Liefer- und Leistungstermine verschieben sich 
entsprechend. 
 
(3) Auf Verlangen hat der Besteller dem Verwender nachzuweisen, 
dass der Lieferung keine rechtlichen Hindernisse aus seiner Sphäre 
entgegenstehen. Der Verwender ist berechtigt, eine von einem sol-
chen Hindernis betroffene Lieferung bis zu einem entsprechenden 
Nachweis zurückzuhalten. Wird der Nachweis nicht binnen einer 
vom Verwender angemessen gesetzten Frist erbracht, so kann der 
Verwender wegen des noch nicht erfüllten Teils der Bestellung ganz 
oder teilweise vom Vertrag zurücktreten. 
 
(4) Der Verkäufer haftet nicht für Unmöglichkeit der Lieferung oder 
für Lieferverzögerungen, soweit diese durch höhere Gewalt oder 
sonstige, zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorherseh-
bare Ereignisse (z.B. Betriebsstörungen aller Art, Schwierigkeiten in 
der Material- oder Energiebeschaffung, Transportverzögerungen, 
Streiks, rechtmäßige Aussperrungen, Mangel an Arbeitskräften, 
Energie oder Rohstoffen, Schwierigkeiten bei der Beschaffung von 
notwendigen behördlichen Genehmigungen, behördliche Maßnah-
men oder die ausbleibende, nicht richtige oder nicht rechtzeitige Be-
lieferung durch Lieferanten) verursacht worden sind, die der Verkäu-
fer nicht zu vertreten hat. Sofern solche Ereignisse dem Verkäufer 
die Lieferung oder Leistung wesentlich erschweren oder unmöglich 
machen und die Behinderung nicht nur von vorübergehender Dauer 
ist, ist der Verkäufer zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Bei Hin-
dernissen vorübergehender Dauer verlängern sich die Liefer- oder 
Leistungsfristen oder verschieben sich die Liefer- oder Leistungster-
mine um den Zeitraum der Behinderung zzgl. einer angemessenen 
Anlauffrist. Soweit dem Auftraggeber infolge der Verzögerung die 
Abnahme der Lieferung oder Leistung nicht zuzumuten ist, kann er 
durch unverzügliche schriftliche Erklärung gegenüber dem Verkäufer 
vom Vertrag zurücktreten. 
 
(5) Handelsübliche Mehr- oder Minderlieferungen sind zulässig. Der 
Verkäufer ist nur zu Teillieferungen berechtigt, wenn 
 • die Teillieferung für den Auftraggeber im Rahmen des vertragli-
chen Bestimmungszwecks verwendbar ist, 
 • die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt ist und 

 • dem Auftraggeber hierdurch kein erheblicher Mehraufwand oder 
zusätzliche Kosten entstehen (es sei denn, der Verkäufer erklärt sich 
zur Übernahme dieser Kosten bereit). Dabei gilt jede Teillieferung als 
selbstständiges Geschäft. 
 
(6) Die Gefahr geht spätestens mit der Übergabe des Liefergegen-
stands an den Spediteur, den Frachtführer oder die sonst zur Aus-
führung der Versendung bestimmte Person oder Unternehmen auf 
den Besteller über. Dies gilt auch dann, wenn Teillieferungen erfol-
gen. Verzögert sich die Übergabe oder der Versand infolge eines Um-
stands, dessen Ursache beim Besteller liegt, geht die Gefahr vom 
Tag der Versandbereitschaft an auf den Besteller über. 
 
(7) Die Ware wird auf Kosten des Verwenders gegen Transportschä-
den versichert. 
 
(8) Wir behalten uns das Recht vom Vertrag zurückzutreten vor, 
wenn sich die Einkaufspreise für die benötigten Herstellungsmateri-
alien im Durschnitt um mehr als 30% während der Durchführung des 
Vertragsverhältnisses ändern. 
 
(9) Selbstbelieferung vorbehalten. Bei Nichtverfügbarkeit der Leis-
tung werden wir Sie unverzüglich informieren und die Gegenleistung 
unverzüglich erstatten. 

§ 5 Mängelansprüche des Bestellers 

(1) Für die Rechte des Bestellers bei Sach- und Rechtsmängeln (ein-
schließlich Falsch- und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Mon-
tage/Installation oder mangelhafter Anleitungen) gelten die gesetz-
lichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt 
ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen Sondervor-
schriften zum Aufwendungsersatz bei Endlieferung der neu herge-
stellten Ware an einen Verbraucher (Lieferantenregress gem. §§ 
478, 445a, 445b), sofern nicht, z. B. im Rahmen einer Qualitätssiche-
rungsvereinbarung, ein gleichwertiger Ausgleich vereinbart wurde. 
 
(2) Grundlage der Mängelhaftung ist vor allem die über die Beschaf-
fenheit und die vorausgesetzte Verwendung der Ware (einschließlich 
Zubehör und Anleitungen) getroffene Vereinbarung. Als Beschaffen-
heitsvereinbarung in diesem Sinne gelten alle Produktbeschreibun-
gen und Herstellerangaben, die Gegenstand des einzelnen Vertrages 
sind oder von uns (insbesondere in Katalogen oder auf unserer In-
ternet-Homepage) zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses öffentlich 
bekannt gemacht waren. Soweit die Beschaffenheit nicht vereinbart 
wurde, ist nach der gesetzlichen Regelung zu beurteilen, ob ein Man-
gel vorliegt oder nicht (§ 434 Abs. 3 BGB). Öffentliche Äußerungen 
des Herstellers oder in seinem Auftrag insbes. in der Werbung oder 
auf dem Etikett der Ware gehen dabei Äußerungen sonstiger Dritter 
vor. 
 
(3) Der Verkäufer haftet grundsätzlich nicht für Mängel, die der Käu-
fer bei Vertragsschluss kennt oder grob fahrlässig nicht kennt (§ 442 
BGB). Weiterhin setzen die Mängelansprüche des Käufers voraus, 
dass er seinen gesetzlichen Untersuchungs- und Anzeigepflichten 
(§§ 377, 381 HGB) nachgekommen ist. Bei Baustoffen und anderen, 
zum Einbau oder sonstigen Weiterverarbeitung bestimmten Waren 
hat eine Untersuchung in jedem Fall unmittelbar vor der Verarbei-
tung zu erfolgen. Zeigt sich bei der Lieferung, der Untersuchung oder 
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zu irgendeinem späteren Zeitpunkt ein Mangel, so ist uns hiervon 
unverzüglich schriftlich Anzeige zu machen. In jedem Fall sind offen-
sichtliche Mängel innerhalb von 7 Arbeitstagen ab Lieferung und bei 
der Untersuchung nicht erkennbare Mängel innerhalb der gleichen 
Frist ab Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Versäumt der Käufer die 
ordnungsgemäße Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist die 
Haftung für den nicht bzw. nicht rechtzeitig oder nicht ordnungsge-
mäß angezeigten Mangel nach den gesetzlichen Vorschriften ausge-
schlossen. Bei einer zum Einbau, zur Anbringung oder Installation 
bestimmten Ware gilt dies auch dann, wenn der Mangel infolge der 
Verletzung einer dieser Pflichten erst nach der entsprechenden Ver-
arbeitung offenbar wurde; in diesem Fall bestehen insbesondere 
keine Ansprüche des Käufers auf Ersatz entsprechender Kosten 
("Aus- und Einbaukosten"). 
 
(4) Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Verkäufer zunächst 
wählen, ob er Nacherfüllung durch Beseitigung des Mangels (Nach-
besserung) oder durch Lieferung einer mangelfreien Sache (Ersatz-
lieferung) leisten. Ist die gewählte Art der Nacherfüllung im Einzelfall 
für den Käufer unzumutbar, kann er sie ablehnen. Das Recht des Ver-
käufers, die Nacherfüllung unter den gesetzlichen Voraussetzungen 
zu verweigern, bleibt unberührt. 
 
(5) Der Verkäufer ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung da-
von abhängig zu machen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis be-
zahlt. Der Käufer ist jedoch berechtigt, einen im Verhältnis zum Man-
gel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 
 
(6) Der Käufer hat dem Verkäufer die zur geschuldeten Nacherfül-
lung erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben, insbesondere die 
beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu übergeben. Im Falle der 
Ersatzlieferung hat der Käufer die mangelhafte Sache auf Verlangen 
des Verkäufers nach den gesetzlichen Vorschriften zurückzugeben; 
einen Rückgabeanspruch hat der Käufer jedoch nicht. Die Nacherfül-
lung beinhaltet weder den Ausbau, die Entfernung oder Desinstalla-
tion der mangelhaften Sache noch den Einbau, die Anbringung oder 
die Installation einer mangelfreien Sache, wenn der Verkäufer ur-
sprünglich nicht zu diesen Leistungen verpflichtet war; Ansprüche 
des Käufers auf Ersatz entsprechender Kosten ("Aus- und Einbau-
kosten") bleiben unberührt. 
 
(7) Die zum Zweck der Prüfung und Nacherfüllung erforderlichen 
Aufwendungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Mate-
rialkosten sowie ggf. Aus- und Einbaukosten trägt bzw. erstattet der 
Verkäufer nach Maßgabe der gesetzlichen Regelung und diesen 
AGB, wenn tatsächlich ein Mangel vorliegt. Andernfalls kann der Ver-
käufer die vom Käufer aus dem unberechtigten Mangelbeseitigungs-
verlangen entstandenen Kosten ersetzt verlangen, wenn der Käufer 
wusste oder fahrlässig nicht wusste, dass tatsächlich kein Mangel 
vorliegt. 
 
(8) In dringenden Fällen, z. B. bei Gefährdung der Betriebssicherheit 
oder zur Abwehr unverhältnismäßiger Schäden, hat der Käufer das 
Recht, den Mangel selbst zu beseitigen und vom Verkäufer Ersatz 
der hierzu objektiv erforderlichen Aufwendungen zu verlangen. Von 
einer derartigen Selbstvornahme ist der Verkäufer unverzüglich, 
nach Möglichkeit vorher, zu benachrichtigen. Das Selbstvornahme-
recht besteht nicht, wenn der Verkäufer berechtigt wäre, eine ent-
sprechende Nacherfüllung nach den gesetzlichen Vorschriften zu 
verweigern. 

 
(9) Wenn eine für die Nacherfüllung vom Käufer zu setzende ange-
messene Frist erfolglos abgelaufen oder nach den gesetzlichen Vor-
schriften entbehrlich ist, kann der Käufer nach den gesetzlichen Vor-
schriften vom Kaufvertrag zurücktreten oder den Kaufpreis mindern. 
Bei einem unerheblichen Mangel besteht jedoch kein Rücktrittsrecht. 
 
(10) Ansprüche des Käufers auf Schadensersatz bzw. Ersatz vergeb-
licher Aufwendungen bestehen auch bei Mängeln nur nach Maßgabe 
von § 6 und sind im Übrigen ausgeschlossen. 

§ 6 Sonstige Haftung 

(1) Die Haftung auf Schadenersatz ist, soweit es dabei jeweils auf 
ein Verschulden ankommt, nach Maßgabe der folgenden Absätze 
ausgeschlossen oder beschränkt. Das gilt für jeden Grund, z.B. bei 
Pflichtverletzungen nach §§ 280 BGB ff., bei Unmöglichkeit, Verzug, 
Mängeln und für die Haftung aus unerlaubten Handlungen. 
 
(2) Bei leichter Fahrlässigkeit von Organen, gesetzlichen Vertretern, 
Arbeitnehmern oder sonstigen Erfüllungsgehilfen haftet der Verwen-
der nicht, soweit es sich nicht um die Haftung für Verletzungen von 
Leben, Körper und Gesundheit oder für typische und voraussehbare 
Schäden aus der Verletzung von vertragswesentlichen Pflichten han-
delt. Vertragswesentlich sind die Verpflichtung zur rechtzeitigen Lie-
ferung und Installation des Liefergegenstands, dessen Freiheit von 
Rechtsmängeln sowie solchen Sachmängeln, die seine Funktionsfä-
higkeit oder Gebrauchstauglichkeit mehr als nur unerheblich beein-
trächtigen, sowie Beratungs-, Schutz- und Obhutspflichten, die dem 
Auftraggeber die vertragsgemäße Verwendung des Liefergegen-
stands ermöglichen sollen oder den Schutz von Leib oder Leben von 
Personal des Auftraggebers oder den Schutz von dessen Eigentum 
vor erheblichen Schäden bezwecken. 
 
(3) Bei grober Fahrlässigkeit von Arbeitnehmern (mit Ausnahme der 
leitenden Angestellten) oder sonstigen einfachen Erfüllungsgehilfen 
haftet der Verwender nicht, wenn nichtwesentliche Vertragspflichten 
verletzt wurden, außer es handelt sich um Verletzungen von Leben, 
Körper und Gesundheit. 
 
(4) Für alle Schäden außer bei Arglist, Verletzung des Lebens, des 
Körpers oder der Gesundheit und bei Verletzung nach dem Produkt-
haftungsgesetz ist die Haftung auf einen Höchstbetrag von 
1.000.000 € je Schadensfall beschränkt. 
 
(5) Die Haftungsausschlüsse und -beschränkungen gelten nicht, so-
weit der Verwender wegen Vorsatz haftet. 
 
(6) Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -beschränkungen 
gelten in gleichem Umfang zugunsten der Organe, gesetzlichen Ver-
treter, Angestellten und sonstigen Erfüllungsgehilfen des Verkäu-
fers. 
 
(7) Soweit der Verkäufer technische Auskünfte gibt oder beratend 
tätig wird und diese Auskünfte oder Beratung nicht zu dem von ihm 
geschuldeten, vertraglich vereinbarten Leistungsumfang gehören, 
geschieht dies unentgeltlich und unter Ausschluss jeglicher Haftung. 
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§ 7 Verjährung 

(1) Abweichend von § 438 Abs. 1 Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine 
Verjährungsfrist für Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein 
Jahr ab Ablieferung. Soweit eine Abnahme vereinbart ist, beginnt die 
Verjährung mit der Abnahme. 
 
(2) Unberührt bleiben gesetzliche Sonderregelungen zur Verjährung 
(insbes. § 438 Abs. 1 Nr. 1 u.2, Abs. 3, §§ 444, 445b BGB). 
 
(3) Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch 
für vertragliche und außervertragliche Schadensersatzansprüche 
des Käufers, die auf einem Mangel der Ware beruhen, es sei denn die 
Anwendung der regelmäßigen gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 
BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren Verjährung führen. Scha-
densersatzansprüche des Käufers gem. § 5 Abs. 2 S. 1 und S. 2(a) 
sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren ausschließlich 
nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 8 Eigentumsvorbehalt 

(1) Der Verwender behält sich an allen gelieferten Waren (Vorbe-
haltsware) das Eigentum vor, bis der Besteller den Kaufpreis für die 
gelieferte Ware und alle sonstigen jeweils noch bestehenden Zah-
lungsverbindlichkeiten aus der Geschäftsverbindung getilgt hat. 
 
(2) Bei vertragswidrigem Verhalten des Bestellers, z.B. bei Verzug 
mit der Zahlung von gesicherten Forderungen, kann der Verwender 
dem Besteller den Ge- oder Verbrauch der Vorbehaltsware untersa-
gen oder die Vorbehaltsware zurücknehmen. Die Rücknahme stellt 
nur dann einen Rücktritt vom Vertrag dar, wenn der Verwender dies 
auch schriftlich erklärt. Nach Rücknahme ist der Verwender zur Ver-
wertung befugt, wobei der Erlös auf die Verbindlichkeiten des Bestel-
lers – abzüglich angemessener Verwertungskosten – anzurechnen 
ist. 
 
(3) Der Besteller tritt bereits jetzt die ihm aus dem Weiterverkauf der 
Vorbehaltsware oder dem sonstigen Veräußerungsgeschäft darüber 
gegen seine Kunden zustehenden Kaufpreisforderungen oder sons-
tigen Vergütungsansprüche einschließlich aller Nebenrechte an den 
Verwender ab. Sie dienen in demselben Umfang zur Sicherung wie 
die Vorbehaltsware. Der Abnehmer ist zu einer Weiterveräußerung 
oder einer sonstigen Veräußerung der Vorbehaltsware nur dann be-
rechtigt und ermächtigt, wenn sichergestellt ist, dass die Forderun-
gen an diesem Geschäft auf den Verwender übergehen. Verarbei-
tung oder Umbildung der gelieferten Vorbehaltsware erfolgt stets für 
den Verwender als Hersteller. Erlischt das (Mit-)Eigentum durch Ver-
bindung, so wird bereits jetzt vereinbart, dass das (Mit-)Eigentum 
des Bestellers an der einheitlichen Sache wertanteilig auf den Ver-
wender zur Sicherung seiner Ansprüche übergeht. 
 
(4) Bei Zugriffen Dritter auf die Vorbehaltsware, z.B. Pfändungen, 
wird der Besteller auf das Eigentum des Verwenders hinweisen und 
diesen unverzüglich benachrichtigen. Soweit der Dritte nicht in der 
Lage ist, die dem Verwender in diesem Zusammenhang entstehen-
den Kosten zu erstatten, haftet hierfür der Besteller. Der Besteller 
verwahrt die Vorbehaltsware für den Verwender. Er hat sie gegen 
Feuer, Diebstahl sowie Wasser zu versichern. 
 

(5) Der Besteller ist bis auf Widerruf zur Einziehung der an den Ver-
wender abgetretenen Forderungen ermächtigt. Der Verwender darf 
von diesem Widerrufsrecht keinen Gebrauch machen, solange der 
Besteller seinen Zahlungsverpflichtungen aus der Geschäftsverbin-
dung ordnungsgemäß nachkommt und solange keine Umstände be-
kannt werden, die die Kreditwürdigkeit des Bestellers erheblich ein-
schränken. Liegen die Voraussetzungen für die Ausübung des Wider-
rufsrechts vor, so kann der Verwender verlangen, dass der Besteller 
dem Verwender die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner 
bekannt gibt, alle zum Einzug dieser Forderungen erforderlichen An-
gaben macht, die dazugehörigen Unterlagen an den Verwender aus-
händigt und dem Schuldner die Abtretung anzeigt. Die Abtretungs-
anzeige an die Schuldner kann der Verwender auch selbst vorneh-
men. 
 
(6) Übersteigt der realisierbare Wert aller bestehenden Sicherheiten 
die gesicherten Forderungen insgesamt um mehr als 20 %, ist der 
Verwender auf Verlangen des Bestellers zur Freigabe von Sicherhei-
ten nach Wahl des Verwenders verpflichtet. 

§ 9 Zahlungsbedingungen 

(1) Die Rechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Tagen nach Rech-
nungsdatum ohne Abzug an den Verwender zu bezahlen. Schecks 
oder Wechsel führen erst mit deren Einlösung zur Zahlung. 
 
(2) Gerät der Besteller in Zahlungsverzug, so hat er die Forderung 
des Verwenders während des Verzugs mit 9 % über dem jeweiligen 

Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB zu verzinsen. Die Geltendma-
chung oder der Nachweis eines höheren oder geringeren Verzugs-
schadens bleibt erhalten.  
 
(3) Die Aufrechnung mit Gegenansprüchen des Auftraggebers oder 
die Zurückbehaltung von Zahlungen wegen solcher Ansprüche ist 
nur zulässig, soweit die Gegenansprüche unbestritten oder rechts-
kräftig festgestellt sind oder sich aus demselben Auftrag ergeben, 
unter dem die betreffende Lieferung erfolgt ist. 
 
(4) Werden nach Abschluss des Vertrags Umstände bekannt, die die 
Kreditwürdigkeit des Bestellers wesentlich einschränken, ist der Ver-
wender berechtigt, noch ausstehende Lieferungen oder Leistungen 
nur gegen Vorauszahlung oder Sicherheitsleistung auszuführen oder 
zu erbringen. 

§ 10 Sonstige Bestimmungen 

(1) Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus dem Vertragsverhältnis 
ist der Sitz des Verwenders. 
 
(2) Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus der Geschäftsverbindung 
ist der Sitz des Verwenders, sofern der Besteller Kaufmann, eine ju-
ristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-rechtli-
ches Sondervermögen ist. 
 
(3) Die Geschäftsbeziehungen unterliegen ausschließlich dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland. Die Vertragssprache ist Deutsch. 
Bei der Auslegung der Geschäftsbedingungen ist daher die deutsche 
Version dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen maßgeblich. Die 
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englische/französische/italienische/spanische Version dient ledig-
lich der Information. 
 
(4) Diese Geschäftsbedingungen gelten bei Verwendung gegenüber 
einer Person, die bei Abschluss des Vertrags in Ausübung einer ge-
werblichen oder selbstständigen beruflichen Tätigkeit handelt (Un-
ternehmer), sofern der Vertrag zum Betrieb seines Handelsgewerbes 
gehört, gegenüber einer Handelsgesellschaft, einer juristischen Per-
son des öffentlichen Rechts oder gegenüber einem öffentlich-recht-
lichen Sondervermögen und bei Endverbrauchern. 
 
(5) Sind oder werden einzelne Klauseln dieser Geschäftsbedingun-
gen ganz oder teilweise unwirksam, so wird dadurch die Wirksamkeit 
des übrigen Teils bzw. der übrigen Klauseln nicht berührt. An Stelle 
der unwirksamen Klausel bzw. des unwirksamen Teils der Klausel 
gilt diejenige rechtlich wirksame Regelung, die dem mit der unwirk-
samen Klausel verfolgten Zweck am nächsten kommt. 
 
Hinweis: 
Der Besteller nimmt davon Kenntnis, dass die Daten aus dem Ver-
tragsverhältnis nach § 28 Bundesdatenschutzgesetz zum Zweck der 

Datenverarbeitung gespeichert werden und der Verwender sich das 
Recht vorbehält, dem Kreditversicherer die für die Kreditversiche-
rung erforderlichen Daten zu übermitteln. 


